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1. Vorbemerkungen  

Bedeutung entfalten die rechtsstaatlichen Grundsätze des Unionsrechts 
insbesondere für das europäische Veraltungsrecht. In der vorliegenden 
Entscheidung wird die Rechtmäßigkeit einer Maßnahme der Kommission 
anhand zweier Grundsätze, dem Bestimmtheitsgebot und der Gewährung 
rechtlichen Gehörs, überprüft. 

 
 
2. Sachverhalt 
Die Kommission verhängte gegen die schweizerische Gesellschaft 

Hoffmann-La Roche & Co. AG eine Geldbuße, da sie der Ansicht war, die 

Firma habe eine marktbeherrschende Stellung bei bestimmten 

Vitaminpräparaten missbräuchlich ausgenutzt und damit gegen 

Gemeinschaftsrecht verstoßen. In ihrer Nichtigkeitsklage machte die Firma 

die Verletzung von Rechtsstaatsprinzipien geltend. Die Klage wurde 

abgewiesen. 

 

 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

9        Die Gewährung des rechtlichen Gehörs stellt in allen Verfahren, die zu 
Sanktionen, namentlich zu Geldbußen oder zu Zwangsgeldern führen können, 
einen fundamentalen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts dar, der auch in 
einem Verwaltungsverfahren beachtet werden muß. In Durchführung dieses 
Grundsatzes verpflichtet Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17 des Rates 
die Kommission, den Beteiligten vor Erlaß einer Bußgeldentscheidung 
Gelegenheit zu geben, sich zu den ihnen gegenüber in Betracht gezogenen 
Beschwerdepunkten zu äußern. Ferner zieht die Kommission nach Artikel 4 
der Verordnung Nr. 99/63 der Kommission vom 25. Juli 1963 über die 
Anhörung nach Artikel 19 der Verordnung Nr. 17 in ihren Entscheidungen 
nur die Beschwerdepunkte in Betracht, zu denen die Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen, gegen die sich die Entscheidung richtet, 
Gelegenheit zur Äußerung gehabt haben. 
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(…) 

12 Die Kommission bestreitet nicht, daß sie in der Annahme, zur 
Wahrung des Geschäftsgeheimnisses verpflichtet zu sein, die Mitteilung von 
Daten verweigert hat, die sie bei Konkurrenten oder Kunden von Roche 
eingeholt hatte; aufgrund dieser Daten hatte sie unter anderem die 
Marktanteile errechnet und auf sie ihre Beurteilung gestützt, daß die streitigen 
Verträge wettbewerbsbeschränkenden Charakter hätten. 

13 Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 bestimmt: „Die 
Kommission und die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sowie ihre 
Beamten und sonstigen Bediensteten sind verpflichtet, Kenntnisse nicht 
preiszugeben, die sie bei Anwendung dieser Verordnung erlangt haben und die 
ihrem Wesen nach unter Berufsgeheimnis fallen, die Artikel 19 und 21 bleiben 
unberührt“. Diese Bestimmung muß jedoch, wie der ausdrückliche Hinweis 
auf Artikel 19 bestätigt, mit dem Anspruch auf rechtliches Gehör in Einklang 
gebracht werden. 

14 Artikel 20 gebietet den Unternehmen, bei denen Auskünfte erhoben 
werden, die Gewähr, daß ihre von der Wahrung des Geschäftsgeheimnisses 
abhängigen Interessen nicht gefährdet werden. Er erlaubt es so der 
Kommission, im größtmöglichen Umfang die für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach den Artikel 85 und 86 des Vertrages erforderlichen Daten zu sammeln, 
ohne daß die Unternehmen ihr dies verweigern könnten. Er gestattet ihr 
jedoch deswegen nicht, zu Lasten eines in ein Verfahren nach der Verordnung 
Nr. 17 verwickelten Unternehmens Tatsachen, Umstände oder Unterlagen zu 
berücksichtigen, die sie ihrer Auffassung nach nicht weitergeben kann, wenn 
diese Weigerung die Möglichkeiten dieses Unternehmens beeinträchtigt, zum 
Vorliegen oder zur Tragweite dieser Umstände, zu diesen Unterlagen oder 
schließlich zu den daraus gezogenen Schlussfolgerungen der Kommission 
Stellung zu nehmen. 

15 Unregelmäßigkeiten dieser Art haben jedoch nicht notwendig die 
Aufhebung der angefochtenen Entscheidung zur Folge, wenn sie während des 
Verfahrens vor dem Gerichtshof geheilt worden sind, es sei denn, der 
Anspruch auf rechtliches Gehör bleibe trotz der späten Heilung verletzt. 

(…) 

128 Die Klägerin macht geltend, wegen der Allgemeinheit und 
Unbestimmtheit der in Artikel 86 des Vertrages enthaltenen Begriff der 
„beherrschenden Stellung“ und ihrer „missbräuchlichen Ausnutzung“ hätten 
ihr die Kommission Geldbußen wegen Verstoßes gegen diese Bestimmung nur 
auferlegen dürfen, wenn diese Begriffe durch Verwaltungspraxis oder 
Rechtsprechung bereits derart konkretisiert gewesen wären, daß die Bürger 
gewußt hätten, woran sie sich zu halten hätten. 

129 Nach Artikel 87 des Vertrages hatte der Rat die Bestimmungen zu 
erlassen, die erforderlich waren, um insbesondere „die Beachtung der in 
Artikel 85 Absatz 1 und Artikel 86 genannten Verbote durch die Einführung 
von Geldbußen und Zwangsgeldern zu gewährleisten“. Demgemäß erließ er 
die Verordnung Nr. 17 vom 16. Februar 1962, nach deren Artikel 15 Absatz 2 
die Kommission gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch 
Entscheidung Geldbußen bis zu einem bestimmten Höchstbetrag verhängen 
kann, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig gegen Artikel 85 Absatz 1 oder 
Artikel 86 des Vertrages verstoßen. Andererseits kann die Kommission nach 
Artikel 2 der Verordnung „auf Antrag der beteiligten Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen feststellen, daß nach den ihr bekannten 
Tatsachen für sie kein Anlass besteht, gegen eine Vereinbarung, einen 
Beschluss oder eine Verhaltensweise aufgrund von Artikel 85 Absatz 1 oder 
Artikel 86 des Vertrages einzuschreiten“. 

130 Somit wussten die Unternehmen seit 1962 einerseits, daß ihnen im 
Falle des Verstoßes gegen die Verbote des Artikels 86 Geldbußen drohten, 
und andererseits, daß sie sich in einem eigens vorgesehenen Verfahren Klarheit 
über den Geltungsbereich dieser Verbote verschaffen konnten, soweit sie diese 
berührten. Die Art dieser Verbote und die Voraussetzungen, die für ihre 
Anwendbarkeit erfüllt sein müssen, sind im übrigen trotz des notwendig 
allgemeinen Wortlauts des Artikels 86 nicht, wie die Klägerin behauptet, 
unbestimmt oder unvorhersehbar. 

131 Aufgrund seiner früheren Anwendung war Artikel 86 des Vertrages in 
der Zeit von 1970 bis 1974, auf die die Kommission bei der Festsetzung der 
Geldbuße abgestellt hat, bei weitem ausreichend bestimmt, so daß Roche ihn 
bei ihrem Verhalten angemessen berücksichtigen konnte, und zwar sowohl 
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hinsichtlich ihrer beherrschenden Stellung wie hinsichtlich der ihr 
vorgeworfenen Praktiken. 

132 Soweit Artikel 86 das Vorliegen einer beherrschenden Stellung erfaßt 
und deren missbräuchliche Ausnutzung verbietet, fügt er sich in ein System 
von Bestimmungen ein – dazu gehören Artikel 3 Buchstabe f, Artikel 37 
Absatz 1, Artikel 40 Absatz 3 Unterabsatz 2 sowie die Artikel 85 und 90 des 
Vertrages –, die sämtlich das Ziel verfolgen, daß auf einem Markt, der die 
Merkmale eines einzigen Marktes aufweist, ein wirksamer, unverfälschter 
Wettbewerb hergestellt wird. Im übrigen wird in Artikel 86 mit den 
Ausdrücken „beherrschende Stellung“ und „missbräuchliche Ausnutzung“ auf 
Begriffe Bezug genommen, die nicht neu, sondern im wesentlichen in den 
meisten Mitgliedstaaten bereits durch die Praxis der für die Kontrolle und 
Bekämpfung wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen zuständigen Behörden 
konkretisiert worden sind. 


